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Bewährte Wachstumspolitik statt kurzfristiger Aktionismus 
Lagebeurteilung und Prioritäten des Dachverbands der Schweizer Wirtschaft  
 
 
Der globale Wirtschaftseinbruch erfasst die stark exportorientierte Schweiz mit voller Wucht. 
Anstelle von überschiessenden Konjunkturprogrammen fordert der Wirtschaftsdachverband 
eine langfristig orientierte Wirtschafts- und Wachstumspolitik. Den protektionistischen Tenden-
zen muss auf nationaler wie internationaler Ebene konsequent entgegengetreten werden. Die 
Landesregierung wird aufgefordert, geschlossen und dezidiert die nationalen Interessen in ei-
nem härter werdenden Umfeld zu vertreten. 
 
Nachdem das vergangene Jahr zu einem „Annus horribilis“ für die Finanzbranche geworden ist, wird 
dies für 2009 für weite Teile der Industrie gelten. Für economiesuisse-Präsident Gerold Bührer ist klar: 
„Gerade für eine offene Volkswirtschaft wie die Schweiz muss der Fokus nach wie vor auf einer lang-
fristig orientierten Wachstumspolitik liegen.“ Voraussetzung dafür ist allerdings, dass das Vertrauen in 
die Institutionen wieder gestärkt wird. Für economiesuisse gelten darum folgende Prioritäten: 
 
― Aussenwirtschaftlich stehen die Umsetzung des bilateralen Wegs mit der EU, weitere Freihandels-

abkommen mit wichtigen Drittstaaten sowie im Rahmen der WTO entschiedenes Engagement ge-
gen aufkeimenden Protektionismus im Vordergrund.  

― Im Bildungs- und Forschungsbereich müssen ETH und Fachhochschulen gestärkt und dabei 
insbesondere die Naturwissenschaften und technischen Richtungen gefördert werden. 

― Eine preislich kompetitive und umweltfreundliche Energieversorgung bedarf unter anderem eines 
zeitgerechten Ersatzes auslaufender Kernkraftwerke. 

― Wettbewerbspolitisch sind weitere Märkte zu öffnen.  
― Im Steuerbereich sind die Interessen der Schweiz entschieden zu verteidigen.  

 
Dass die Schweiz trotz ihrer Zugeständnisse im Bereich des Bankkundengeheimnisses auf eine nach 
willkürlichen und fragwürdigen Kriterien zusammengestellten grauen Liste fungiert, erachtet Bührer als 
inakzeptabel.  
 
Pascal Gentinetta kritisiert den internationalen konjunkturpolitischen Aktionismus. Der Direktor von 
economiesuisse warnt davor, die Fehler des Auslands zu kopieren. Viele politisch erzwungene Kon-
junkturprogramme verpufften oder seien gar kontraproduktiv, wenn sie ungezielt, verspätet oder struk-
turerhaltend ausgerichtet sind. Eine präventive Geldpolitik, automatische Stabilisatoren sowie der Ver-
zicht auf prozyklische Steuer- und Abgabenerhöhungen wie z.B. bei der geplanten MWST-Erhöhung 
für die IV sind gemäss Gentinetta die geeignetsten Mittel in der gegenwärtigen Lage. Das stufenweise 
Vorgehen des Bundesrates sei absolut korrekt. „Die Aushebelung der Schuldenbremse, die zur Ufer-
losigkeit nach ausländischem Muster führt, wird von uns entschieden bekämpft“, betont Gentinetta. 
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Entscheidender als Konjunkturprogramme ist insbesondere für die Exportwirtschaft und KMU ein wei-
terhin ungestörter Zugang zu Kapital. Dabei gilt es, die Entwicklung auf dem Kreditmarkt sorgfältig zu 
beobachten. 
 
Zur konjunkturellen Lage: Nach dem starken, exportbedingten Abschwung in diesem Jahr wird zuneh-
mend auch die Binnenkonjunktur vom Rückgang erfasst. Auch der Finanzindustrie dürften weitere Kor-
rekturen bevorstehen. Entscheidend für einen Aufschwung bleibt der Wirtschaftsverlauf in den USA. 
Die weltweit steigende Arbeitslosigkeit belastet den Konsum und damit auch die exportorientierte 
Schweizer Wirtschaft. Rudolf Minsch, Chefökonom von economiesuisse verdeutlicht: „Die Schweiz 
muss sich darauf einstellen, dass die Wachstumsraten während mehr als zweier Jahre tief bleiben 
werden.“  
 
Rückfragen: 
Urs Rellstab 
Telefon: 079 669 56 10 
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Es gilt das gesprochene Wort 

Der weltweite Wirtschaftsabschwung – V oder L?  
 
 
 
Rudolf Minsch, Chefökonom economiesuisse  
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Die aktuelle Lage auf den Weltmärkten ist besorgniserregend. Die Weltkonjunktur hat sich so stark 
abgekühlt wie seit Jahrzehnten nicht mehr. Innert weniger Monate sind alle OECD-Länder in eine 
starke Rezession abgeglitten. Die Prognosen für 2009 und 2010 werden laufend und drastisch nach 
unten korrigiert. Der IMF rechnet für dieses Jahr mit einer durchschnittlichen Weltwachstumsrate von –
0.5 Prozent. Lediglich einige Schwellenländer wie China und Indien wachsen weiter. Wir haben es da-
mit auch mit einer historisch aussergewöhnlichen Situation zu tun. Das Welthandelsvolumen ist im 
Januar gegenüber dem Vorjahr um über 17 Prozent eingebrochen. Während sich der Abschwung noch 
im Herbst 2008 auf einzelne Branchen wie die Autozulieferindustrie und die Textilindustrie konzent-
rierte, sind mittlerweile alle Exportbranchen in die Krise hineingezogen worden.  
 
Wie konnte es so weit kommen? Ausgangspunkt des aktuellen Wirtschaftsabschwungs ist die Ent-
wicklung auf dem US-Immobilienmarkt. Bereits am Anfang des neuen Millenniums haben einige Fi-
nanz- und Wirtschaftsexperten vor einer Überhitzung des amerikanischen Häusermarktes gewarnt. 
Tatsächlich gibt es bei der jetzigen Krise erstaunliche Parallelen zu vergangenen Spekulationsblasen 
im Immobilien- und Bankensektor. Grosse Preissteigerungen des entsprechenden Wirtschaftssektors, 
enorme Kapitalimporte, eine massive Zunahme der öffentlichen Verschuldung, ein stark anwachsendes 
Leistungsbilanzdefizit sowie eine Reduktion des realen Wirtschaftswachstums ein bis zwei Jahre vor 
der Krise sind klare Indizien einer Überhitzung.1  
 
Rückblickend sprachen sämtliche Indikatoren der USA eine eindeutige Sprache. Die Grafik zeigt die 
durchschnittlichen Preise für Einfamilienhäuser für die USA im Vergleich zur Preisentwicklung in der 
Schweiz seit 1987. Ab dem Jahr 2000 stiegen die Preise für Häuser in den USA stark an. Besonders 
ausgeprägt war die Preisentwicklung in den Jahren 2004 und 2005. Ab 2006 sanken die Preise zuerst 
leicht, dann aber erfolgte ein rasanter Einbruch. Offensichtlich platzte die Immobilienblase. 

 
 

1  Reinhart, Carmen und Kenneth Rogoff, 2009, The Aftermath of Financial Crises, NBER Working Paper No. 14656, Januar 2009 
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Grafik 1: Reale Immobilienpreisentwicklung USA, CH 
 

 
 
Quelle: Wüest&Partner, S&P Case-Shiller, Bundesamt für Statistik, Bureau of Labor Statistics, Quartalsdaten 
 
Die Grundproblematik einer Spekulationsblase liegt darin, dass sie erst dann mit Sicherheit als solche 
entlarvt wird, wenn sie platzt. Steigen die Vermögenspreise über einen längeren Zeitraum stärker an 
als in der Vergangenheit, wird dieses Überwachstum rationalisiert: Der Preisanstieg sei aufgrund von 
Produktivitätssteigerungen und Technologiefortschritt gerechtfertigt oder die Zeiten hätten sich eben 
geändert. Solche Aussagen der Analysten hörte man auch in Zeiten massiver Preissteigerungen auf 
dem amerikanischen Häusermarkt. Der US-Immobilienboom sei keinesfalls eine Spekulationsblase, 
sondern liesse sich durch Finanzinnovationen sowie durch den grossen Kapitalimport aus asiatischen 
und ölexportierenden Schwellenländern begründen. Gerade die internationale Kapital- und Kreditver-
flechtung reduziere die (Ausfall-)Risiken auf ein Minimum. Die tiefen Volatilitäten auf den Finanz-
märkten schienen diese These zu bestätigen. Selbst das aussergewöhnlich hohe Leistungsbilanzdefizit 
der USA, das zu Bestzeiten in etwa zwei Drittel der weltweiten Leistungsbilanzüberschüsse ausglich, 
wurde mit der flexiblen Wirtschaftsstruktur, dem Technologieboom und der grossen Innovationskraft 
der USA begründet. 
 
Die US-amerikanische Zentralbank erhöhte ab 2004 sukzessive die Zinsen. Ab 2006 stieg die Aus-
fallquote der Hypothekenrückzahlungen stark an, die Risikoprämien schossen in die Höhe, und die 
Banken und andere Finanzinstitute hatten massive Abschreibungen auf Kredite und Kreditderivate zu 
verbuchen. Zusätzlich erwiesen sich die neu geschaffenen Finanzkonstrukte als undurchschaubar. In 
der Folge sanken nicht nur die Häuserpreise rapide. Es machte sich auch – zeitlich verzögert – ein 
starkes Misstrauen unter den Banken breit, da nicht mehr abschätzbar war, wer die entstandenen Ver-
luste zu tragen hatte. Spätestens mit dem Zusammenbruch von Lehmann Brothers im September 2008 
eskalierte die Bankenkrise zur Finanzmarktkrise.  
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Neben den USA gab es aber auch eine Reihe anderer Länder, bei denen die Indikatoren darauf hinge-
wiesen haben, dass sich eine Spekulationsblase auf dem Immobilienmarkt gebildet hatte. Gleichzeitig 
hatten diese im Immobiliensektor eine ähnliche Entwicklung vollzogen. Grafik 2 beschreibt einen Län-
dervergleich auf dem Häusermarkt. Während in Deutschland kein und in der Schweiz nur ein mode-
rater Preisanstieg stattfand, explodierten die Preise in Ländern wie Grossbritannien, Frankreich oder 
Spanien. 
 
Grafik 2: Reale Immobilienpreisentwicklung 
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Steigende weltweite Kreditvergabe  
Der zentrale Treiber für die Blasenbildungen ist das weltweite Wachstum der Kreditvergabe, das durch 
das sinkende Zinsniveau und der damit verbundenen grossen Liquidität begünstigt wurde. Nicht nur in 
einzelnen Ländern wuchsen die inländischen Kredite überproportional zum BIP; auch aggregiert stieg 
die weltweite Kreditvergabe stärker als die weltweite Wertschöpfung. Während die Welt-Bruttokapital-
bildung – also der Wert des physischen Kapitals wie Brücken, Eisenbahnen, Maschinen, Fabriken – 
etwa im selben Masse wie das Welt-BIP gewachsen ist, haben sich die Kredite seit 1995 vom Brutto-
inlandprodukt abgekoppelt. Während 1995 das Kreditvolumen 13 Prozent grösser war als das BIP, 
überstiegen die Kredite an den Privatsektor bis 2007 das BIP um 37 Prozent. Die Welt hat sich in den 
letzten Jahren somit zusätzlich verschuldet. Bemerkenswert ist, dass die Kreditvergabe bis zum Plat-
zen der NewEconomy-Blase stark anstieg, dann zurückging, um ab 2002 wieder stark anzusteigen.  
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Grafik 3: Entwicklung der heimischen Kredite 
 
a) Weltweite Entwickung seit 1995 b) Durchschnittliches Wachstum seit 1995 
 
                                                                                    
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: Weltbank und OECD. 
 
Die zusätzliche Kreditvergabe ist zwar ein weltweites Phänomen, es gibt jedoch beträchtliche Unter-
schiede zwischen den Ländern. Grafik 3 (b) beschreibt das Wachstum der inländischen Kredite in ein-
zelnen Ländern im Vergleich zum Wachstum des entsprechenden BIPs. Ein Nullwachstum bedeutet, 
dass die inländischen Kredite im Verhältnis zum BIP konstant geblieben sind. Praktisch für alle hier 
dargestellten Länder sind die heimischen Kredite im Vergleich zum BIP überproportional gewachsen. 
Einzige Ausnahme ist Japan, das seit 1995 ein Negativwachstum erlebte. Bemerkenswert ist Island, 
das ein durchschnittliches jährliches Wachstum von über 20 Prozent bei der heimischen Kreditvergabe 
hatte: Seit 1995 hat sich das Volumen versechsfacht. Für die Weltwirtschaft aber besonders relevant 
war die Entwicklung in den USA. Aus politischen Gründen wurden Kreditinstitute in den USA aufge-
fordert, gerade einkommensschwache Haushalte zu finanzieren. Seit 1995 manifestiert sich dieser 
politische Wille auch im Wachstum der Kreditvergabe auf dem Häusermarkt. Ebenfalls ab Mitte der 
90er Jahre ist eine Vielzahl von Finanzderivaten mit extremen Hebelwirkungen (Leverage) entstanden, 
die den Zugang zu Kapital erleichterten.2 
 
Globalisierung und Welthandel 
Zusätzliche Kredite wurden besonders in den USA nicht nur zu Investitions- sondern auch zu Konsum-
zwecken aufgenommen. Viele Privatpersonen in den USA überschuldeten sich. Die Sparquote der 
Haushalte sank und der aggregierte Konsum stieg. Bemerkenswert ist nun die Tatsache, dass nicht nur 
der Konsum anstieg, sondern auch dessen Anteil am BIP. Gerade global stark vernetzte Volkswirt-
schaften partizipieren an den ausländischen Spekulationsblasen und profitieren durch Exporte oder 
zusätzliche Kreditvergabe in diese Länder. Durch die überhöhte ausländische Nachfrage verlagern 
weltweit die Volkswirtschaften ihre Wirtschaftsaktivitäten in diese (kurzfristig) wertschöpfungsreichen 
Sektoren. Dass die jetzige Krise eine weltweite ist und praktisch alle Nationen davon betroffen sind, hat 
also damit zu tun, dass in den letzten Jahren alle Volkswirtschaften an der Spekulationsblase beteiligt 
waren, je nach wirtschaftlicher Ausrichtung aber in unterschiedlicher Weise. Zwar hat die finanz- und 
realwirtschaftliche Globalisierung den essenziellen Vorteil, dass Kapital, aber auch Güter und Dienst-

 
 

2  CDS entstanden 1997, die CDOs erlebten durch das Copula Modell im Jahre 2001 einen Boom 
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leistungen, in diejenigen Wirtschaftssektoren und Volkswirtschaften transferiert werden, die am meis-
ten dafür bezahlen. Aber dies birgt auch die Gefahr in sich, dass die höchsten Preise genau dort ge-
boten werden, wo sich eine Spekulationsblase bildet. Auf der Suche nach höheren Renditen verstärkt 
die „vagabundierende Liquidität“ die Blase und erhöht die Güter- und Dienstleistungsimporte3.  
 
Die folgende Grafik zeigt die Entwicklung des Welthandelsvolumens seit 1991. Mit der Gründung der 
WTO 1995 weitete sich der Welthandel deutlich aus. Die Höhe der realen Exporte und Importe wurde 
jeweils positiv von Blasenbildungen beeinflusst: Nach dem Platzen jeder Blase reduzierte sich das 
Welthandelsvolumen etwas, um kurz darauf wieder durch eine neue Blasenbildung noch mehr an Fahrt 
zu gewinnen. Besonders eindrücklich ist das exponentielle Wachstum des Welthandels ab 2002. Im 
Januar 2009 erfolgte ein abrupter Rückgang des Handels. Wachstum und Rückgang des Welthandels-
volumens erinnert stark an eine Blasenentwicklung. Erleben wir derzeit das Platzen einer Weltwirt-
schaftsblase? 
 
Grafik 4 
 

 
 
Die Rezessionstreiber in den verschiedenen Ländern 
Wie die bisherigen Überlegungen gezeigt haben, liegen die Ursachen der aktuellen Krise in den neun-
ziger Jahren. Die Entwicklung auf den Immobilien- und Finanzmärkten blieb nicht ohne Folgen für die 
Wirtschaftsstrukturen, die sich seit 1995 in etlichen Ländern stark verändert haben. Diese Länder sind 
nun nach dem Platzen der Blase besonders exponiert: Ein überproportionales Wachstum von wirt-
schaftlichen Entwicklungen als Folge der zusätzlichen weltweiten Kreditvergabe erfordert erwartungs-
gemäss überproportionale Korrekturen. Aus Wachstumstreibern werden auf diese Weise Rezessions-
treiber.  
 
Je nach wirtschaftlicher Ausrichtung und Partizipation an der Immobilienblase in den USA können drei 
verschiedene Gruppen unterschieden werden: Die erste Gruppe umfasst Länder, die selbst durch eine 
Immobilienkrise betroffen sind. Sie sind die eigentlichen Epizentren der Krise. Die zweite Gruppe sind 
diejenigen Länder, die stark in den internationalen Finanzmärkten und in den globalen Kreditvergaben 
 
 

3  Schnabl, Gunther und  Andreas Hoffmann, 2007, Monetary Policy, Vagabonding Liquidity and Bursting Bubbles in New and 
Emerging Markets, MPRA Paper 4019 
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involviert waren und sind; sie sind die eigentlichen „Financiers“ der Krise. Die dritte Gruppe betrifft die 
Exportländer. Sie haben in den letzten Jahren durch eine übersteigerte weltweite Nachfrage des Aus-
landes profitiert.4   
 
Die Wirtschaftsaktivitäten haben sich in den drei Gruppen in unterschiedlicher Weise verlagert und 
konzentriert. Länder der ersten Gruppe exponierten sich stark im Immobilien- und im Bausektor. Län-
der der zweiten Gruppe bauten in den letzten Jahren ihren Finanzsektor massiv aus. Die Grafik zeigt 
einen Ländervergleich des durchschnittlichen jährlichen Wachstums in diesen zwei Branchen im Ver-
hältnis zum Bruttoinlandprodukt. In den Ländern, die sich im Zentrum mit Nullwachstumsraten in bei-
den Branchen befinden, ist das Wachstum der beiden Branchen im Einklang mit dem gesamtwirt-
schaftlichen Wachstum erfolgt. 
 
Grafik 5: Durchschnittliche jährliche Entwicklung seit 1995  
 Finanzindustrie vs. Baubranche 
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Quelle: OECD. Entwicklung seit 1995. 
 
Irland, zurzeit eines der am stärksten betroffenen Länder, erlebte in beiden Branchen ein enormes 
Wachstum. Das irische Wirtschaftswunder fusste somit wesentlich im überproportionalen Wachstum in 
der Finanz- und Bauindustrie. Auch in Island hatten der Bankensektor und die Bautätigkeiten einen 
überproportionalen Anteil am BIP-Wachstum. Spanien wuchs schnell im Bausektor, das Wachstum im 
Finanzsektor entwickelte sich aber unterdurchschnittlich. Diese Tatsache kann u.a. einer der Gründe 
dafür sein, dass die Bankenwelt Spaniens bisher vergleichsweise wenig von der Krise tangiert wurde. 
Weiter erlebten ebenfalls die USA und Grossbritannien sowohl im Bau- als auch im Finanzsektor ein 
überdurchschnittliches Wachstum, das allerdings im Vergleich zu Island oder Irland weit geringer aus-
fiel. Während die angelsächsischen Länder in beiden Sektoren ein überproportionales Wachstum auf-
wiesen, haben Länder wie die Schweiz oder Luxemburg seit 1995 zwar den Anteil des Bankensektors 
am BIP stark ausgebaut, bei den Bautätigkeiten verringerte sich jedoch der entsprechende Anteil. Die 
Immobilienblasen haben somit zu einer starken Verschiebung der Wirtschaftsstruktur in mehreren Län-
 
 

4  Schliesslich können die Emerging Markets als vierte Gruppe angefügt werden, die aufgrund eines Überangebotes an Kapital von 
Investitionen profitiert haben. 



Seite 7 
Jahresmedienkonferenz economiesuisse 
 
 

dern geführt. Diejenigen Länder mit überproportionalem Wachstum in den beiden Branchen sind für die 
nächsten Quartale und Monate am stärksten gegenüber einer empfindlichen Korrektur exponiert.  
 
Im Zuge der Immobilienblase verschoben sich auch die weltweiten Leistungsbilanzen der Volkswirt-
schaften. In Ländern, die direkt von einer Immobilienblase betroffen waren, wuchs der Anteil der Im-
porte im Vergleich zu der volkswirtschaftlichen Wertschöpfung überproportional an. Island, die USA, 
Spanien, UK und Irland importierten Güter und Dienstleistungen weit stärker, als sie im Gegenzug ex-
portierten. 
 
Grafik 6: Durchschnittliche jährliche Entwicklung der Leistungsbilanz5 seit 1995 
 

 
 
Quelle: OECD. Entwicklung seit 1995. 
 
Die Schweiz, Norwegen und Luxemburg waren Länder, die von der weltweiten Nachfrage stark profi-
tierten.6 Ihre Exporte wuchsen weit stärker als die Importe. In diesen Ländern hat sich demnach der 
Leistungsbilanzüberschuss seit 1995 stark erhöht. Folglich sind diese Länder gegenüber dem durch die 
Finanzmarktkrise ausgelösten Nachfrageeinbruch besonders stark exponiert.  
 
Je nach Land ist die Binnenwirtschaft oder die Aussenwirtschaft Ausgangspunkt der Rezession. (Grafik 
7 beschreibt den Betroffenheitsgrad durch das In- und Ausland.) Die Ländergruppe „Immobilienblase“ 
leidet dabei vor allem unter den binnenwirtschaftlichen Folgen der Krise. Spanien, die USA, Island, 
Grossbritannien und Irland sind aufgrund der Entwicklungen der Finanz- und Bauindustrie in die ge-
genwärtige Wirtschaftkrise geschlittert. Diese Länder zeichnen sich auch dadurch aus, dass sie vom 
Ausland (durch Exporte) weit weniger betroffen sind. Demgegenüber werden die Exportländer (und 
zum Teil die Bankenländer) durch das Ausland in die Krise gestürzt. Länder wie die Schweiz, Luxem-
burg, Österreich, Schweden und Deutschland sind mit stark rückläufigen Exporten konfrontiert. Gerade 
Deutschland und die Schweiz haben dabei ein sehr geringes binnenwirtschaftliches „Eigenver-
schulden“. 

 
 

5  Die SNB verwendet im Gegensatz zum Ausland den Begriff Ertragsbilanz. Ein Minus bedeutet, dass die Importe stärker 
gewachsen sind als die Exporte. Im Falle der Schweiz sind die hohen Leistungsbilanzüberschüsse zu einem grossen Teil auf die 
Kapitaleinkommen und die Finanzdienste der Banken zurückzuführen. Auch die Warenexporte sind stärker gewachsen als die 
Importe. 

 
6  Norwegen ist aber insofern mit den anderen Ländern schlecht vergleichbar ist, weil Norwegen hauptsächlich durch den Ölexport 

starke Leistungsbilanzüberschüsse erzielt. 
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Grafik 7 Woher kommt die Krise? Betroffenheit der Länder vom In- und Ausland 
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Weltwirtschaft, quo vadis? 
Die zentrale Frage lautet: Wie lange dauert der Abschwung und wie tief wird er sein? Bis dato gehen 
die meisten Beobachter von einer Erholung der Weltwirtschaft im nächsten Jahr aus. Gegenüber dieser 
Einschätzung ist jedoch Skepsis angebracht. 
 
Vereinfacht gibt es zwei Szenarien, wie sich die Weltwirtschaft in den nächsten Jahren entwickeln 
kann. Im ersten sinkt die Wertschöpfung rasant auf einen Tiefpunkt zu; ist dieser erreicht, erholt sich 
die Volkswirtschaft zügig. In kurzer Zeit ist der Abschwung durch das erneute und schnelle Wachstum 
kompensiert. Die BIP-Entwicklung hätte somit eine V-Form. Trifft dieses V- Modell zu, wäre die Krise 
2010 überstanden. Auch im zweiten Szenario entwickelt sich die Wirtschaft rapide negativ, bleibt 
jedoch für längere Zeit auf tiefem Niveau, bevor ein moderater Aufschwung statt findet. In diesem Falle 
würde es frühestens ab 2012 wieder moderat aufwärts gehen. Auch ist eine längere Stagnationsphase 
möglich. Die Entwicklung gleicht einer L- Form. Welches dieser beiden Szenarien ist wahrscheinlicher? 
 
Die Immobilienkrise hat sich im September 2008 zu einer systemischen Banken- und Finanzmarktkrise 
ausgeweitet. Wie die historische Erfahrung lehrt, sind die realwirtschaftlichen Folgen einer solchen 
Krise gravierend. Reinhart und Rogoff (2008) haben die Auswirkungen in entwickelten Volkswirt-
schaften empirisch analysiert: Durchschnittlich sinken die realen Häuserpreise nach dem Platzen einer 
Blase während sechs Jahren. Der durchschnittliche Rückgang der realen Häuserpreise beträgt dabei 
35.5 Prozent. Die Aktienpreise sinken weit stärker, wobei der Rückgang während rund dreieinhalb 
Jahren etwas weniger lange andauert als bei den Häuserpreisen. Der Preisrückgang auf den Immo-
bilien- und Aktienmärkten führt zu hohen volkswirtschaftlichen Kosten: Das reale BIP sinkt in den ers-
ten zwei Jahren nach der Krise um fast zehn Prozent, und die Arbeitslosenquote steigt während fünf 
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Jahren um sieben Prozentpunkte. Diese volkswirtschaftlichen Folgekosten haben auch starke Auswir-
kungen auf die Verschuldung der öffentlichen Haushalte. In Ländern mit einer Finanzmarktkrise stiegen 
die (realen) Staatsschulden drei Jahre nach der Krise um 86 Prozent.  
 
Tabelle:  Die volkswirtschaftlichen Folgen von Finanzkrisen 
 
 Durchschnittliche Veränderung Durchschnittliche Dauer 

Reale Häuserpreise -35.5 Prozent 6  Jahre 

Reale Aktienpreise -55.9 Prozent 3.4 Jahre 

Reales BIP -9.3 Prozent 1.9 Jahre 

Arbeitslosigkeit 7.0 Prozentpunkte 4.8 Jahre 

Staatsverschuldung in den  
ersten drei Jahren nach der  
Krise 

86.3 Prozent  

 
Quelle: Reinhart und Rogoff (2008) 
 
Ist nun davon auszugehen, dass die Folgen der Finanzmarktkrise in den USA im Vergleich zu früheren 
Krisen vergleichbar sind? Wenn die Rezession rund zwei Jahre dauern würde wie der Durchschnitt der 
vergangenen Krisen, dann würde die Rezession im Herbst 2010 zu Ende gehen.7 Mit einer gewissen 
Verspätung käme der Aufschwung wohl im Jahr 2011 in Europa an. 
 
Im Gegensatz zu früheren Banken- und Finanzkrisen erschweren zwei Faktoren die Situation. Erstens 
ist mit den USA die mit Abstand grösste Volkswirtschaft der Welt betroffen und zweitens sind viele wirt-
schaftlich bedeutsame Länder gleichzeitig involviert. Auch wenn in den letzten Jahren die Bedeutung 
des amerikanischen Marktes für den internationalen Handel (leicht) abgenommen hat, sind die USA mit 
einem Anteil von rund 20 Prozent der weltweiten Importe immer noch die treibende globale Kon-
junkturlokomotive. Obwohl sich die globale Wirtschaft in den letzten Jahren diversifiziert hat, ist das 
Wirtschaftswachstum in den Schwellenländern wie China, Russland oder Indien nicht von den Indust-
riestaaten entkoppelt. Kein Land oder keine Region scheint derzeit in der Lage zu sein, die Weltkon-
junkturlokomotive USA abzulösen. Dauer und Tiefe der Krise hängen also – auch für die Schweiz – 
entscheidend davon ab, wie schnell die USA die Rezession überwunden haben. Die Initialzündung für 
den nächsten Aufschwung muss von Amerika aus kommen.  
 
V- oder L-Szenario in den USA? Für eine V-Entwicklung spricht, dass die USA immer noch die wohl 
anpassungsfähigste Volkswirtschaft der Welt haben. Zudem fächern massive staatliche Impulspro-
gramme der Wirtschaft Luft zu. Während sich in den letzten Jahren die Privathaushalte stark verschul-
det haben, springt der Staat nun als schuldenfinanzierter Nachfrager ein. Es scheint, dass die US-Re-
gierung nun versucht, das offensichtliche Ungleichgewicht, das sich in den letzten Jahren gebildet hat, 
auszugleichen. Käme es zu einer raschen gesamtwirtschaftlichen Nachfrageerhöhung, könnten auf-
grund der reduzierten Lagerbestände kurzfristig gar Kapazitätsengpässe auftreten und entsprechende 
Preisaufschläge auslösen. Für das V-Szenario sprechen auch die enorme Liquiditätsausweitung und 
die Nullzinspolitik. Dies legt den Nährboden für die nächste Blase. Eine V-Entwicklung würde demnach 
 
 

7  Legt man die Definition des National Bureau of Economic Research (NBER) zugrunde, das den Beginn der Rezession in den USA 
auf Dezember 2007 determiniert, würde gemäss dieser Analogie der Aufschwung in den USA ein Jahr früher einsetzen. 
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auf denselben Säulen ruhen wie die letzte Hochkonjunktur: Erhöhung der Verschuldung und eine un-
gleichgewichtige Entwicklung auf einzelnen Märkten. Der Aufschwung gäbe den USA und der Welt 
eine Verschnaufpause, und die notwendige Strukturanpassung würde auf einen späteren Zeitpunkt 
vertagt. Mit der V-Entwicklung einhergeht dementsprechend aber das Risiko eines erneuten, vielleicht 
noch stärkeren Abschwungs in der Zukunft. 
 
Einige Argumente sprechen aber gegen einen schnellen Rebound in den USA: Die Lösung der struktu-
rellen Probleme in den USA – Stabilisierung des Bankensektors, Korrektur auf den Immobilienmärkten, 
Erhöhung der Sparquote der privaten Haushalte, Reduktion des Leistungsbilanzdefizits und der Kon-
sumquote – sind mit hohen volkswirtschaftlichen Kosten verbunden. Aufgrund der stark steigenden 
Staatsverschuldung schwindet auch der Interventionsspielraum des Staates. Eine längere Phase mit 
negativen oder tiefen Wachstumsraten ist plausibel. Wenn es aber gelingt, die strukturellen Probleme 
zu beseitigen, ist aufgrund der Anpassungsfähigkeit der amerikanischen Wirtschaft ein nachhaltiges 
Wachstum zu erwarten. Statt einer L- folgt die US-Wirtschaft in diesem Fall eher einer U-Entwicklung.  
 
Vieles spricht dafür, dass ein starker Wachstumsimpuls aus den USA noch längere Zeit auf sich warten 
lassen wird. Die früheren Wachstumstreiber Bau-, Finanzindustrie und der private Konsum sind klare 
Rezessionstreiber. Auch aufgrund der globalen Dimension der Krise kann vermutet werden, dass die 
realwirtschaftlichen Auswirkungen länger anhalten, als der historische Durchschnitt von Krisen vermu-
ten lassen würde. In der aktuellen Abschwungsphase werden nun die seit Jahren aufgebauten Un-
gleichgewichte mit grosser Schnelligkeit abgebaut. Nach der Immobilien- und Finanzkrise haben wir es 
heute mit einer globalen Wirtschaftskrise zu tun.  
 
Zusammenfassende Thesen 
Während der letzten Jahre haben einzelne Branchen überproportional von den Übertreibungen an den 
Immobilien- und Finanzmärkten profitiert. Das überproportionale Wachstum dieser Branchen war der 
eigentliche Wachstumstreiber für die Gesamtwirtschaft, wobei die Wirkungen in den einzelnen Ländern 
aber unterschiedlich waren. Die Wachstumstreiber der Vergangenheit werden nun zu Rezessionstrei-
bern. Aufgrund der voran stehenden deskriptiven Analyse lassen sich folgende Thesen ableiten: 
― Der Finanzindustrie stehen weitere Korrekturen bevor. Der aktuelle Einbruch der Wertschöpfung in 

der Finanzindustrie hat zu einem grösseren Teil permanenten Charakter. Besonders in Ländern 
mit einem überproportionalen Wachstum der Finanzindustrie in Relation zum BIP wie in der 
Schweiz, in Irland, Luxemburg oder in den USA wird der Abbau der Arbeitsplätze deutlich ausfal-
len.  
 

― Der Abbau der Überkapazitäten in der arbeitskräfteintensiven Bauwirtschaft führt in den 
Immobilienländern zu einem starken Anstieg der Arbeitslosigkeit. Spanien oder Irland sind dabei 
besonders betroffen.  
 

― Der Rückgang des Konsums wird in denjenigen Ländern am stärksten ausfallen, die den Konsum 
über Kredite ausgedehnt haben. Neben der USA und Grossbritannien betrifft dies auch Spanien 
und einige Länder in Osteuropa.  
 

― Das Platzen der Weltwirtschaftsblase wird diejenigen Länder am stärksten belasten, in denen wäh-
rend der letzten Jahre der Leistungsbilanzüberschuss deutlich angestiegen ist.  
 

― Der Zeitpunkt des weltweiten Wiederaufschwungs hängt wie in der Vergangenheit von der 
Entwicklung in den USA ab. Die vergangenen Wachstumstreiber Bau- und Finanzindustrie und der 
private Konsum belasten die Konjunktur. In den USA ist daher nicht mit einem raschen und nach-
haltigen Wiederaufschwung, sondern mit einer längeren Strukturbereinigungsphase zu rechnen. 
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Kurzfristige Strohfeuer aufgrund der Konjunkturimpulse, der tiefen Lagerbestände und der hohen 
Liquidität sind aber nicht ausgeschlossen.  
 

― Mit den Rezessionstreibern werden auch vor- und nachgelagerte Branchen erfasst, und die stei-
gende Arbeitslosigkeit belastet generell den Konsum. Dies wiederum reduziert die weltweiten Ex-
porte. Die Schweizer Exportwirtschaft kann daher nicht mit einer raschen und dauerhaften Erho-
lung der Weltmärkte und folglich nicht mit einem schnellen Wiederanstieg der Exporte auf Vorkri-
senniveau rechnen.  
 

― Die Rückkoppelungen führen dazu, dass die gegenwärtige Weltwirtschaftskrise länger anhalten 
wird als vielfach erwartet. Die wirtschaftliche Korrektur nach dem Platzen der Blasen wird nicht in-
nerhalb weniger Monate beendet sein. Ohne zusätzliche Innovation oder Technologiefortschritt 
kann die Konsolidierung Jahre dauern, bis sich die Volkswirtschaften wieder im Gleichgewicht be-
finden und nachhaltig wachsen. Statt eines Vs oder eines Ls: Vieles spricht für eine U-Entwicklung. 
 

― Die Schweiz muss sich darauf einstellen, dass die Wachstumsraten mittelfristig, d.h. während 
mehr als zweier Jahre, tief bleiben. Die importierte Rezession wird nicht rasch in einen importierten 
Konjunkturaufschwung münden. Nach dem starken exportbedingten Abschwung in diesem Jahr 
wird zunehmend auch die Binnenkonjunktur (Konsum, Bauinvestitionen) vom Konjunkturrückgang 
erfasst. Die Arbeitslosigkeit in der Schweiz wird dementsprechend auch für mehr als zwei Jahre 
deutlich ansteigen. 
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Jahresmedienkonferenz economiesuisse 
Montag, 6. April 2009 
 
 
 
Es gilt das gesprochene Wort 

Fokus Wachstum – Vertrauen zurückgewinnen 
 
 
 
Gerold Bührer, Präsident economiesuisse  
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Lassen Sie mich kurz einen Blick zurückwerfen. Über den positiven Ausgang der wirtschaftsrelevanten 
Abstimmungen zur Unternehmenssteuerreform II, zur AHV-Initiative sowie natürlich zur Personenfrei-
zügigkeit mit der EU sind wir sehr zufrieden. Bezüglich der Stabilität unserer Sozialwerke sowie der 
Fortsetzung des bewährten bilateralen Wegs sind mit den erwähnten Abstimmungen wichtige Weichen 
gestellt worden.  
 
Das Fundament des Wirtschaftsstandorts Schweiz ist im internationalen Vergleich nach wie vor sehr 
gut. Da mehr als jeder zweite Franken aus dem Export stammt, erfasst jedoch der globale Wirt-
schaftseinbruch auch unser Land mit voller Wucht. Angesichts der schweren Rezession sowie der 
grösseren Schwierigkeiten für marktwirtschaftliche Reformen wird economiesuisse auch im laufenden 
Jahr gefordert bleiben. Die Geschäftsleitung unter der Führung von Dr. Pascal Gentinetta ist inzwi-
schen mit Dr. Jan Atteslander, Bereichsleiter Aussenwirtschaft, und Dr. Christoph Schaltegger, Be-
reichsleiter für Finanz- und Steuerpolitik, erneuert worden. Als Leiterin Büro Bern fungiert neu alt 
Nationalrätin Regina Ammann. François Baur leitet neu das Büro in Brüssel. Wir sind somit für die 
Herausforderungen auch personell gerüstet. 
 
Der unter grosser Erwartung gestandene G-20-Gipfel von London hat zwar positive Elemente hervor-
gebracht, jedoch keinesfalls eine neue Weltfinanzordnung begründet. Die Stärkung des Internationalen 
Währungsfonds zur Stützung von Entwicklungs- und Schwellenländern sowie die Beaufsichtigung von 
Hedge Funds verdienen unsere Unterstützung. Ebenfalls positiv zu bewerten ist, dass dem Druck nach 
weiteren riesigen, nachfrageorientierten Konjunkturprogrammen widerstanden werden konnte. Insge-
samt überzeugt die Substanz jedoch nicht. Das Übereinkommen von London wird keine nachhaltige 
Lösung der anstehenden weltwirtschaftlichen Probleme bringen. Insbesondere mangelt es an verbind-
lichen Übereinkommen gegen die gefährlichen protektionistischen Tendenzen. Die daraus resultieren-
den Gefahren sind nach wie vor erheblich. Als Ablenkungsmanöver müssen die nach fragwürdigen 
Kriterien zusammengestellten grauen und schwarzen Listen bewertet werden. Dass die Schweiz trotz 



Seite 2 
Jahresmedienkonferenz economiesuisse 
 
 

Anerkennung der OECD-Standards zusammen mit Ländern wie Österreich, Luxemburg und Singapur 
auf eine solche – selbst wenn nur graue – Liste gesetzt wurde, kann nicht akzeptiert werden und ist 
primär Ausdruck einer machtpolitischen Demonstration. Unser Land erfüllt hohe internationale Stan-
dards – im Gegensatz zu USA und Grossbritannien – im Kampf gegen die Geldwäscherei und unsere 
Rechtsordnung ist direkt demokratisch legitimiert. Gegen weitere Pressionen müssen wir uns mit 
Nachdruck zur Wehr setzen. 
 
Wie Sie den Ausführungen unseres Chefökonomen Prof. Dr. Rudolf Minsch entnehmen konnten, kann 
sich auch die Schweiz der weltweit schweren Rezession nicht entziehen. Entscheidende Wachstums-
treiber der vergangenen Jahre haben rasch vom Positiven ins Negative gedreht. Ich erwähne dabei: 
 

1. das weltwirtschaftliche Wachstum und die Globalisierung 
2. die Wechselkurslage  
3. die Finanzbranche  
4. die Investitionsgüterindustrie 

 
Parallel dazu ist die Bereitstellung von Kapital und Krediten schwieriger geworden. 
 
Nachdem das letzte Jahr als „Annus horribilis“ für die Finanzbranche in die Geschichte einge-
gangen ist, müssen wir für 2009 mit einem „Annus horribilis“ für weite Teile der Industrie 
rechnen. Die rekordhohe Vernichtung von Vermögenswerten sowie der Umstand eines weltweit syn-
chronen Abschwungs machen es auch schwierig, die Wirkungen der mannigfachen Konjunktur- und 
Rettungspakete abzuschätzen. Parallelen zu früheren fiskalischen und monetären Ankurbelungs-
programmen gibt es kaum. Zahlreiche Fragen nach dem Übermorgen bleiben im Raum stehen. 
Beispielsweise ob es den Geldbehörden der massgeblichen Länder gelingen wird, nach der massiven 
Ausweitung der monetären Aggregate rechtzeitig die Vorkehrungen für ein inflationsfreies Wachstum 
zu schaffen. Auch die Kapitalmärkte zeigen hier einige Skepsis. Anders jedenfalls ist es nicht zu erklä-
ren, dass zwar nach der Ankündigung der Englischen Zentralbank zum massiven Kauf von Staats-
anleihen zunächst die Renditen am Obligationenmarkt gesunken, bald danach jedoch wieder ange-
stiegen sind.  
 
Es ist vielleicht politisch nachvollziehbar, dass in Zeiten einer massiven Schrumpfung der Wirtschafts-
leistung und stark steigender Arbeitslosigkeit Konjunktur- und Rettungsprogramme en vogue sind. Las-
sen Sie mich aber zu diesem Thema einige grundsätzliche Bemerkungen anbringen. 
 
Gerade für eine offene Volkswirtschaft wie in der Schweiz muss der Fokus weiterhin auf einer lang-
fristig orientierten Wachstumspolitik bleiben. Eine politische Vernachlässigung der entscheidenden 
Wachstumstreiber zugunsten eines Konjunkturaktionismus würde früher oder später dem Standort 
Schweiz schaden. Allein schon der Umstand, dass beispielsweise 2008 der Güter- und Dienstleis-
tungsexport zusammen gegen 300 Mrd. Franken ausmachten, zeigt die beschränkte Wirksamkeit 
klassischer Konjunkturprogramme deutlich auf.  
 
Erfahrungen aus anderen Ländern zeigen, dass die zwar populären Strukturerhaltungsprogramme 
langfristig vielfach zu einem Bumerang verkommen. Und schliesslich darf mit Bezug auf den finan-
ziellen Rahmen nicht vergessen werden, dass eine massive Verschuldung heute letztlich in Form von 
Zinsen und höheren Steuern die Wachstumskräfte von übermorgen belastet. Eine überbordende Ver-
schuldung beeinträchtigt zudem das Vertrauen von Konsumenten und Unternehmen. Es ist daher 
nach wie vor unsere Überzeugung, dass die Konjunkturpolitik nur eine subsidiäre, die Folgen 
einer schweren Rezession abfedernde Bedeutung haben kann. Der konjunkturpolitische Schwer- 
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punkt muss auch zukünftig bei den automatischen Stabilisatoren und der Geldpolitik liegen. Es ist zu 
vermeiden, dass Präjudizien geschaffen werden, welche die marktwirtschaftliche Funktions-
fähigkeit tangieren. 
 
Diese Aspekte sind konjunkturpolitisch zu berücksichtigen. Um für das Ende der Krise gerüstet zu sein, 
müssen insbesondere folgende Herausforderungen im Rahmen einer langfristig orientierten Wachs-
tumspolitik angegangen werden: 
 
1 Aussenwirtschaftlich stehen die Umsetzung des bewährten bilateralen Wegs mit der EU 

sowie der Abschluss von weiteren Freihandelsabkommen ausserhalb Europas im Vorder-
grund. Auch für die Landwirtschaft mit ihren Qualitätsprodukten ist die Öffnung weiterer Märkte 
wichtig. Deshalb unterstützen wir nach wie vor die Verhandlungen zugunsten eines Agrarfrei-
handelsabkommens mit der EU. Im Rahmen der WTO sind alle Bestrebungen gegen aufkei-
mende protektionistische Tendenzen zu unterstützen. Nimmt diese Tendenz einzelner Natio-
nalstaaten nämlich überhand, droht eine gefährliche wirtschaftliche Abwärtsspirale.  

 
2 Bildungs- und forschungspolitisch stehen wichtige Weichenstellungen für den Wissens-

standort Schweiz an. In der Hochschulförderung darf die zentrale Stellung von ETH und Fach-
hochschulen keinesfalls gefährdet werden. Das revidierte Forschungsgesetz ist rasch-
möglichst einzuführen, damit die KTI ihre geforderte Eigenständigkeit wahrnehmen kann. 
Neben dem Hochschulbereich wird sich economiesuisse für die obligatorische Schulzeit vor 
allem für verbindliche Lehrpläne zugunsten von Naturwissenschaften und Technik engagieren. 
Der Beseitigung des Nachholbedarfs von Ingenieuren ist weiterhin Priorität einzuräumen. 

 
3 Die Sicherstellung einer preislich kompetitiven und umweltfreundlichen Energiever-

sorgung ist ein weiterer Schlüssel zugunsten eines wettbewerbsfähigen Wirtschaftsstandorts. 
Neben Verbesserungen der Energieeffizienz und der Weiterentwicklung alternativer Energie-
träger ist der zeitgerechte Ersatz auslaufender Kernkraftwerke zu gewährleisten. Bezüglich der 
besseren Nutzung der Wasserkraft ist alles daran zu setzen, dass hängige Projekte deblo-
ckiert werden. In der Stromversorgung ist mit Blick auf die sich abzeichnende Versorgungs-
lücke in Westeuropa ein hoher Autonomiegrad anzustreben.  

 
4 Wettbewerbspolitisch unterstützen wir generell weitere Marktöffnungen. Insbesondere ist es 

zu begrüssen, dass die Cassis-de-Dijon-Vorlage im Ständerat nicht mit weiteren Ausnahme-
regelungen belastet worden ist. Zur Beseitigung möglicher Inländerdiskriminierungen unter-
stützen wir in entsprechenden Branchen auch die Zulassung von EU-Standards im Inland. Aus 
wettbewerbspolitischen Gründen – gleich lange Spiesse – sind wir daher nach wie vor der 
Auffassung, dass eine Postbank nur dann ihre Berechtigung hat, wenn sie privat kapitalisiert 
und vollständig ausgegliedert ist und somit Quersubventionen ausgeschlossen bleiben. Die 
Anordnung des Preisüberwachers zur Senkung der Brieftarife ist ein Signal in die richtige 
Richtung und unterstützt unsere Forderung nach einer umfassenden Öffnung des Briefmark-
tes. 

 
5 Die steuerliche Konkurrenzfähigkeit für Unternehmen ist gegen den Druck von aussen zu 

verteidigen. Der wohlstandsfördernde Steuerwettbewerb darf nicht zur Disposition gestellt 
werden. Die Art der Aufteilung der Besteuerung zwischen Bund und Kantonen ist Teil unserer 
Steuersouveränität. Die Spezialregimes sind für die Standortattraktivität unabdingbar und kön-
nen letztlich auch nicht durch eine allgemeine Steuersenkung kompensiert werden. 
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6 Mit Rücksicht auf die Optimierung der Standortinteressen des Werk-, Dienstleistungs- 
und Finanzplatzes hat der Vorstand von economiesuisse einstimmig eine Resolution verab-
schiedet (siehe Beilage). Wir haben bekanntlich die Anerkennung der OECD-Richtlinien in Sa-
chen Bankkundengeheimnis akzeptiert. Wir fordern den Bundesrat jedoch auf, sich strikte an 
die in diesem Zusammenhang abgegebenen Absichtserklärungen zu halten. In den anste-
henden Verhandlungen über die Doppelbesteuerungsabkommen stehen dabei für uns im Vor-
dergrund: 

 
― Gleich lange Spiesse wie konkurrierende Finanzplätze (insbesondere im Kampf gegen die 

Geldwäscherei) 
― Eine strikte, auf begründbare Verdachtsmomente basierende Rechts- und Amtshilfe für klar 

identifizierte Einzelfälle 
― Ausschluss von „Fishing expeditions“ und automatischem Informationsaustausch 
― Abbau von Benachteiligungen beim Marktzugang für schweizerische Finanzprodukte sowie 

Verbesserungen im Rahmen der Zinsbesteuerung 
― Keine Änderung für Inländer bezüglich Bankkundengeheimnis 

 
7 Die Schweiz ist als international vernetzte Volkswirtschaft auf einen intensiven Dialog 

mit den Haupthandelspartnern angewiesen. Dieser ist mit Blick auf zentrale Wirtschafts-
themen in der Vergangenheit zu kurz gekommen. Der Fokus in der Aussenpolitik ist daher 
wieder dezidiert auf die Wahrung der nationalen Wirtschaftsinteressen zu legen. Dazu ist ein 
geschlossenes und entschlossenes Auftreten der Landesregierung unabdingbar. Basierend 
auf der Aussenwirtschaftsstrategie sind die Kontakte mit den wichtigen Handelspartnern, den 
internationalen Organisationen sowie unseren Nachbarstaaten umfassend wahrzunehmen.  

 
Noch einige Bemerkungen zum Thema Regulierung der Märkte: Angesichts der Turbulenzen im Fi-
nanzsystem und der massiven Auswirkungen auf die Wirtschaft hat sich der Ruf nach mehr Staatsein-
fluss und Regulierung verstärkt. Insbesondere die erhöhten Auflagen bei den Eigenmitteln, die Verbes-
serungen bei der Risikokontrolle und der Transparenz sowie die Erfassung bankähnlicher Finanz-
dienstleistungen verdienen im Interesse der Systemstabilität unsere Unterstützung. Bedingt durch die 
globale Vernetzung bleibt jedoch auch die internationale Zusammenarbeit gefordert. Mehr Regulierung 
allein ist jedoch nicht einer besseren Wirkung am Ziel gleichzusetzen. Im Vordergrund muss daher die 
Qualität stehen. Auch ist aus Konkurrenzgründen wenn immer möglich auf einen kostentreibenden 
Swiss-finish zu verzichten. Neben der gesetzlichen Ebene ist unseres Erachtens der Selbstregulierung 
auch in Zukunft genügend Raum zu gewähren.  
 
Märkte können auch bei der besten Regulierung nicht ohne Vertrauen funktionieren. Dies hat 
uns gerade die Finanzmarktkrise vor Augen geführt. Der Versuch, mittels Detailvorschriften alle mögli-
chen Sachverhalte erfassen zu wollen, hat sich in der Vergangenheit nicht als gangbarer Weg er-
wiesen. Wirkungsvoller sind eine gezielte Verbesserung festgestellter Systemschwächen sowie eine 
am langfristigen Erfolg orientierte Anpassung der Anreizsysteme. Entscheidend werden auch in Zu-
kunft eine wirksame Corporate Governance und unternehmerisch die Verankerung eines gemeinsamen 
Nenners ethischer Werte sein. Die liberale Wirtschafts- und Rechtsordnung ist eine tragende Säule des 
Erfolgs der Schweizer Wirtschaft. Vertrauen, Verlässlichkeit und Berechenbarkeit sind daher für 
economiesuisse Werte, die für eine nachhaltige Wachstumspolitik über einzelne Rezepte hinaus 
entscheidend sind. Es gilt, diese Werte bei Behörden und in der Wirtschaft wieder stärker zu ver-
ankern. Denn, jede Wachstumspolitik greift zu kurz, wenn es an Vertrauen in die Institutionen mangelt. 
Auch im gegenwärtig schwierigen Umfeld wollen wir uns im Dialog mit der Politik für die Aufrechter-
haltung dieser für die Konkurrenzfähigkeit der Unternehmen wichtigen Ordnung einsetzen. 
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Medienmitteilung 
Dienstag, 31. März 2009  

Wirtschaftsstandort Schweiz verteidigen 
Interessen von Werk-, Dienstleistungs- und Finanzplatz wahren 
 
Der Vorstand von economiesuisse hat an seiner Klausursitzung von gestern intensiv die Lage 
der Gesamtwirtschaft diskutiert. Nationalbankpräsident Jean-Pierre Roth vermittelte eine 
umfassende Lagebeurteilung. Insbesondere exportorientierte Unternehmen sehen sich teilweise 
mit dramatischen Einbrüchen bei der Nachfrage konfrontiert. Einstimmig hat der Vorstand die 
beiliegende Resolution zur Verteidigung des Wirtschaftsstandorts und Finanzplatzes Schweiz 
verabschiedet.  
 
Die Schweizer Wirtschaft ist mit der stärksten Rezession seit dem 2. Weltkrieg konfrontiert. Das 
Welthandelsvolumen ist innert kurzer Frist um rund einen Fünftel eingebrochen. Somit sinken auch 
Exporte und Investitionen in vielen Unternehmen unseres Landes massiv. Die treibenden Faktoren des 
Wachstums der letzten Jahre haben ins Negative gedreht. Der Finanzplatz ist unter Druck, aber auch 
weite Kreise der Exportwirtschaft werden durch die globale Krise in Mitleidenschaft gezogen.  
 
Als Reaktion auf die Wirtschaftskrise werden weltweit rekordhohe Konjunktur- und Rettungspakete 
beschlossen. Mit Blick auf die Schweiz warnt economiesuisse-Präsident Gerold Bührer: „Aktionismus 
löst die Probleme nicht nachhaltig. Nach wie vor muss die wirtschaftspolitische Priorität bei einer 
langfristigen Wachstumspolitik liegen, damit die Schweiz aus der Krise gestärkt hervorgeht. 
Konjunkturpolitik kann nur subsidiär zur Abfederung schwerer konjunktureller Einbrüche dienen.“ Der 
Fokus für die Konjunkturstabilisierung soll in erster Linie bei der Geldpolitik, den automatischen 
Stabilisatoren und einem Verzicht auf Steuererhöhungen liegen. Zentrale Richtschnur für subsidiäre, 
schuldenbremskonforme konjunkturpolitische Massnahmen sind folgende drei Kriterien: Die 
Massnahmen müssen zeitgerecht wirken, zielorientiert zum Einsatz kommen und bedürfen einer 
zeitlichen Befristung, um eine unkontrollierte Schuldenwirtschaft zu verhindern. 
 
Der Vorstand hat darüberhinaus – mit Blick auf die Angriffe auf den Finanzplatz Schweiz - einstimmig 
die beiliegende Resolution zur Wahrung unserer Standortinteressen verabschiedet. Sie fasst die 
Position von economiesuisse im Zusammenhang mit dem Bankkundengeheimnis und der Amtshilfe in 
Steuerfragen zusammen. 
 
 
Rückfragen: 
Gerold Bührer 
Telefon: 079 406 60 13 
 
Pascal Gentinetta  
Telefon: 044 421 35 35  
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Resolution zur Verteidigung von Schweizer Standortinteressen 
Interessen der Schweiz selbstbewusst wahren und ohne Aufgabe der Privatsphäre kooperieren 
 
economiesuisse sieht den gezielten Ausbau der Amtshilfe in Steuerfragen bei gleichzeitigem 
Bekenntnis zum Bankkundengeheimnis als akzeptablen Ansatz für eine internationale Koopera-
tion in Steuersachen. Die Kooperationsbereitschaft darf nicht zum „gläsernen Bürger“ und 
einem automatischen Informationsaustausch führen. Gleichzeitig müssen für alle konkurrieren-
den Finanzplätze gleiche Spielregeln gelten. Die Wirtschaft erwartet zudem von unseren Be-
hörden die selbstbewusste Widerlegung ungerechtfertigter Angriffe aus dem Ausland und 
die Verfolgung einer Aussenpolitik zur Wahrung nationaler Wirtschaftsinteressen. 
 
Im Lichte der bevorstehenden Diskussionen im internationalen Umfeld (G-20-Gipfel und OECD) hat 
economiesuisse eine weitere Lagebeurteilung zur internationalen Kooperation in Finanz- und Steuer-
fragen vorgenommen und mögliche Handlungswege aus einer gesamtheitlichen Perspektive von 
Werk-, Dienstleistungs- und Finanzplatz geprüft. Alle im Vorstand von economiesuisse vertretenen 
Branchen und kantonalen Industrie- und Handelskammern sind sich einig. Der Vorstand verabschiede-
te deshalb am 30. März 2009 folgende Resolution einstimmig: 
1. Die Wirtschaft steht zur Kooperation mit dem Ausland. Dies betrifft auch die Zusammenarbeit bei 

Steuerdelikten. In eine Lösung sind allerdings alle massgebenden Finanzplätze der Welt (London, 
Kanalinseln, US-Bundesstaaten wie Delaware, Bahamas, Singapur, Hongkong, Luxemburg usw.) 
zwingend miteinzubeziehen. Sie haben bezüglich der Bekämpfung der Geldwäscherei und „know 
your customer“-Verpflichtungen die gleichen internationalen Standards umzusetzen, wie die 
Schweiz.  

2. Das Bankkundengeheimnis gilt nicht für deliktische Handlungen, sondern schützt die legitime 
Privatsphäre. Die Ausdehnung der Amtshilfe auf Tatbestände ist entsprechend im Rahmen der 
Revision von Doppelbesteuerungsabkommen nach den geltenden OECD-Regeln vorzunehmen. 
Die Vereinbarungen müssen verbindlich und abschliessend ausgestaltet werden. Sie sollen auch 
den Marktzugang ab der Schweiz für die betroffenen Aktivitäten miteinschliessen. 

3. Ein automatischer Informationsaustausch zwischen Behörden sowie pauschale Anfragen („fishing 
expeditions“) werden entschieden abgelehnt. In einem Rechtsstaat basiert die Amts- und Rechts-
hilfe auf konkreten Verdachtsmomenten für klar identifizierbare Fälle. Der „gläserne Bürger“ ist mit 
den Grundwerten der Schweiz nicht vereinbar. Die Privatsphäre der Bürger ist zu wahren. 

4. Die Verfahren bei Amts- und Rechtshilfe müssen stark verkürzt werden, wobei eine rechtsstaatli-
che Überprüfung des ersten Entscheids gewahrt bleiben muss. Diese Verfahren müssen auch von 
den begünstigten Staaten vollumfänglich respektiert werden. 

5. Eine Aufnahme der Schweiz auf eine „schwarze Liste nicht kooperativer Staaten“ oder von „Steu-
erparadiesen“ – nota bene ohne vorherige Konsultation seitens der OECD – ist nicht akzeptabel. 
Die Schweiz kennt ein umfassendes Netz bilateraler Abkommen und hält ihre Verpflichtungen voll-
umfänglich ein. Ungerechtfertigte und unhaltbare Druckversuche ausländischer Staaten sind ent-
schlossen zurückzuweisen.   

6. Die Schweizer Aussenpolitik muss sich vermehrt geschlossen und entschieden – gleich wie in 
Konkurrenzländern – auf die Verteidigung der nationalen Interessen unseres Wirtschaftsstandorts 
konzentrieren, ohne sich in Nebenaspekten zu verzetteln. Schweizer Unternehmen unterhalten 
weltweit 2,4 Millionen Arbeitsplätze. Entsprechend ihrer Bedeutung muss auf den berechtigten an-
gemessenen Einbezug in die internationalen Entscheidprozesse beharrt werden.  
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Es gilt das gesprochene Wort 

Konjunkturprogramme sind keine Patentrezepte 
Behutsamer Schweizer Weg statt internationaler Überbietungswettbewerb 
 
 
Dr. Pascal Gentinetta, Vorsitzender der Geschäftsleitung economiesuisse 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Eine langfristig orientierte Wirtschafts- und Wachstumspolitik hat für economiesuisse oberste Priorität. 
Ökonomen sind sich einig, dass politisch erzwungene Konjunkturprogramme meist verpuffen oder gar 
kontraproduktiv sind, wenn sie nicht gezielt, verspätet oder strukturerhaltend wirken. Die kurzfristige 
Symptombekämpfung verursacht meist einen langfristigen Schuldenanstieg – eine Last für kommende 
Generationen! 
 
Wird konjunkturpolitisch Handlungsbedarf festgestellt, wissen wir aus Theorie und Praxis: eine behut-
same, präventive Geldpolitik, automatische Stabilisatoren wie die Arbeitslosenversicherung oder schul-
denbremskonforme Defizite sowie der Verzicht auf drohende Steuer-, Abgaben- und Monopoltarifer-
höhungen stellen letztlich den geeignetsten und effizientesten Weg dar, um die negativen Konse-
quenzen eines wirtschaftlichen Abschwungs aufzufangen. Wenn darüber hinaus der Staat interve-
nieren soll, dann gilt es, für die Auswahl der Massnahmen die drei Z-Kriterien zu berücksichtigen. Das 
heisst, dass die Massnahmen  
― zielgerecht (dort, wo sie wirklich gebraucht werden), 
― zeitgerecht (unmittelbar und nicht erst im Aufschwung) und 
― zeitlich befristet (nur solange die Krise dauert) wirken müssen. 
 
In diesem Sinne begrüssen wir – neben der gezielten Intervention der SNB – das stufenweise Vorge-
hen, das bis jetzt vom Bundesrat, insbesondere von der Volkswirtschaftsministerin, gewählt und vom 
Parlament unterstützt wurde. Dank diesem Vorgehen wird sichergestellt, dass die Ausgestaltung des 
Pakets der Situation angepasst wird. Nicht nur sind die Pakete 1 und 2 schuldenbremskonform und 
damit mit Blick auf den Schuldenstand der Schweiz vertretbar. Sie sind auch im Wesentlichen „ZZZ-
kompatibel“: Vorhandene, nicht verwendete Unternehmensreserven werden sofort und einmalig freige-
geben; die temporäre Erhöhung der Kurzarbeit auf 18 Monate ermöglicht unserer Exportwirtschaft 
wichtige Mitarbeiter im Arbeitsprozess zu behalten. Das trotz zum Teil massiver, hoffentlich vorüber-
gehender Verkaufseinbrüche. Die Exportrisikogarantie wird gezielt ausgedehnt. Schliesslich werden 

 



Seite 2 
Jahresmedienkonferenz economiesuisse 
 

mögliche baureife Investitionen mit sofortiger Wirkung für 2009 vorgezogen. Aus den Erfahrungen mit 
diesen Massnahmen wird man auch eine erste Auswertung für allfällige spätere Massnahmen ziehen 
müssen. 
 
Jeder von uns kann täglich die Verschlechterung der Lage mitverfolgen. Ob wir allerdings schon an 
dem Punkt sind, wo ein drittes Konjunkturprogramm unabwendbar wäre und ausgelöst werden sollte, 
muss zuerst durch offizielle Prognosen und Daten erhärtet werden. Für uns ist auf jeden Fall klar, dass 
erst die Aussicht auf eine dauerhafte Nicht-Erholung bzw. Nicht-Stabilisierung der Lage weitere Mass-
nahmen rechtfertigen würde. Dabei ist zu betonen, dass dann das Schuldenbremsdispositiv für aus-
serordentliche Lagen zum Zuge käme. Das würde die Anwendung der soeben vom Parlament richti-
gerweise beschlossenen Ergänzungsregel zur Schuldenbremse ab 2010 nach sich ziehen. Ein zusätz-
liches Programm müsste demnach innert angemessener Frist amortisiert werden. Das zwingt zu Mass-
halten und Fokussierung auf das Wesentliche. Eine Aushebelung der Schuldenbremse, die zur Uferlo-
sigkeit nach ausländischem Muster führt, wird von uns entschieden bekämpft. 
 
Wenn über Höhe und Umfang der schweizerischen Massnahmen zur Stützung der Konjunktur disku-
tiert wurde, so wurde in den vergangenen Wochen und Monaten auch immer wieder der Vergleich mit 
Programmen anderer Staaten gesucht. Diese wurden in Relation zum BIP gesetzt. Meist kamen die – 
vornehmlich aus dem linken Lager stammenden – Urheber dieser Vergleiche zum Schluss, dass die 
Schweizer Pakete zu klein seien. Solche grob vereinfachenden und verzerrenden Vergleiche hinken 
aber, denn sie blenden die automatischen Stabilisatoren und den föderalen Charakter unserer Finan-
zen aus. Während in den meisten anderen Ländern die öffentlichen Finanzen von der Zentralregierung 
gesteuert werden, werden hierzulande doch zwei Drittel der frankenmässigen Tätigkeit der öffentlichen 
Hand von Kantonen und Gemeinden festgelegt. 
 
Die Staaten sind zudem aus ganz unterschiedlichen Gründen von der Krise betroffen. So sind etwa die 
USA, Grossbritannien und Irland ganz direkt von der Subprime-Krise erfasst worden. Entsprechend 
hohes Gewicht hat in diesen Ländern die Bankenrettung. Weil durch die Krise auch der inländische 
Konsum stark nachgelassen hat, können diese Staaten mit entsprechenden Massnahmen allenfalls 
etwas ausrichten. Dagegen sind die Schweiz und Deutschland vor allem vom Einbruch der Exporte 
betroffen. Ihr Augenmerk müsste deshalb auf der Stützung der Exportindustrien liegen. Spezielle För-
dermassnahmen zu Gunsten der Binnenwirtschaft führen in diesen Ländern zumindest in der heutigen 
Situation vor allem zu Mitnahmeeffekten. Das bedeutet, dass Projekte, die ohnehin realisiert würden, 
staatliche Subventionen gerne annehmen werden. Für die effiziente Bekämpfung der Krise wäre die 
Konsequenz an sich klar: Umfang und Inhalt der Pakete müssten in jedem einzelnen Staat den Ur-
sachen der Krise angepasst sein. Das zur Theorie. Die Realität sieht aber anders aus. Ohne auf Ein-
zelländer eingehen zu wollen, was uns – mit Bezug auf die spezielle Situation der Exportnation 
Schweiz – besonders im heutigen internationalen Kontext Sorgen bereitet, ist der wieder erstarkende 
Protektionismus von konditionierten Staatsinterventionen à la „buy american“ oder „rapatrier vos 
activités en France“. Da ist die Schweiz nicht alleine. International müssen wir mit unseren Verbünde-
ten – hier sitzen wir im selben Boot mit Deutschland – alles daran setzen, dass endlich die WTO-Doha-
Runde zum Durchbruch gebracht wird. Der G-20-Gipfel hat leider diesbezüglich keine schlüssigen 
Antworten geliefert. 
 
Im Inland müssen wir – auf behutsame Schweizer Art – allfällige weitere Konjunkturmassnahmen 
schwergewichtig auf die Verhinderung bzw. Verschiebung von geplanten bzw. beschlossenen Steuer-, 
Abgaben- und Monopoltariferhöhungen setzen. Hier besteht grosses Potenzial. Im Zentrum stehen die 
Erhöhungen der MWST für IV, der Wasserzinsen, der zweckentfremdeten CO2-Abgabe und weiterer 
Tarife staatsnaher Betriebe. All diese Massnahmen würden sofort auf das Konsum- und Investitions-



Seite 3 
Jahresmedienkonferenz economiesuisse 
 

klima wirken, zumindest gegenwärtig keine äusserst unwillkommenen Negativwirkungen auslösen. Das 
wäre schon viel! 
 
Viel entscheidender als Konjunkturprogramme ist für die Wirtschaft der ungestörte Zugang zu Kapital. 
Nachdem der Interbankenmarkt seit September 2008 praktisch zum Erliegen gekommen ist, hat sich 
die Situation mittlerweile etwas stabilisiert, jedoch ist das Vertrauen der Banken untereinander nach 
wie vor nicht hinreichend zurückgekehrt. In einigen benachbarten Ländern hatten Unternehmen teil-
weise erhebliche Schwierigkeiten, die betriebsnotwendigen Kredite zu erhalten. In der Schweiz ist es 
bis heute zu keiner systematischen Einschränkung der Kreditvergabe gekommen. Die gewährten Kre-
dite sind auch im vierten Quartal 2008 gestiegen. Reibungslos funktioniert insbesondere die hypothe-
kargesicherte Kreditvergabe. Auch KMU erhalten nach wie vor – ausser  in vereinzelten Fällen – die 
erforderlichen Kredite. Allerdings planen einige Banken, ihre Kreditvergabestandards in den nächsten 
Monaten zu verschärfen. Besonders mittlere und grössere Unternehmen werden erwartungsgemäss 
mehr Schwierigkeiten haben, sich über den Kapitalmarkt bzw. für Exportkredite zu refinanzieren. Daher 
ist im binnenorientierten KMU-Bereich zurzeit kein Handlungsbedarf auszumachen. In diesem Sinne 
verfehlen die Rufe nach einer staatlichen Kreditversorgung der KMU durch eine Postbank ihr Ziel. 
 
Überrissene Konjunkturprogramme und Politaktionismus mit ungezielten Massnahmen mögen gegen-
wärtig populär sein. Sie sind aber keine Patentrezepte. Auf keinen Fall dürfen wir Fehler aus dem 
Ausland kopieren. Die Schweiz muss weiterhin einen kühlen Kopf bewahren und wirtschaftspolitisch 
geschickt agieren. Ist das der Fall, kann sich das – in einer globalisierten Welt – mittelfristig sogar als 
Chance für unser Land erweisen. Nur so kann die Schweiz gestärkt aus der Krise hervorgehen. 
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Aktuelle Themen economiesuisse 
 
 
Aktienrecht 
Die über 180‘000 Aktiengesellschaften in der Schweiz sind direkt betroffen von der laufenden Revision 
des Aktienrechts. Mit der Revision sollen die Aktionärsrechte gestärkt, den Betrieben aber auch die 
nötigen unternehmerischen Handlungsspielräume belassen werden. Dem steht die Initiative „gegen die 
Abzockerei“ gegenüber, die sowohl Unternehmen als auch Aktionäre in ein Korsett zwängen und die 
Attraktivität der Schweiz für die Ansiedelung international tätiger Firmen schwächen würde. Antworten 
zur Frage der Vergütung von Verwaltungsrat und Geschäftsleitung sind im Rahmen der Aktienrechts-
revision zu finden. Deshalb unterstützt economiesuisse die Stossrichtung des indirekten Gegenvor-
schlags des Bundesrats. Dieser muss aber verbessert werden, um eine Diffusion von Kompetenzen 
und Verantwortung in den Schweizer Unternehmen zu verhindern. Insbesondere darf der Verwaltungs-
rat in seiner Aufsichtsfunktion gegenüber der Geschäftsleitung nicht geschwächt werden. Dies wäre 
kontraproduktiv. 
 
Bankkundengeheimnis 
economiesuisse beurteilt die Entwicklungen zum Bankkundengeheimnis aus Sicht des Werk-, Dienst-
leistungs- und Finanzplatzes insgesamt. Mit der Anerkennung der OECD-Standards für Transparenz 
und Informationsaustausch in Steuerfragen wurde auf die drohende Aufnahme der Schweiz auf eine 
„schwarze Liste nicht kooperativer Staaten“ reagiert. Die Aufnahme auf eine solche Liste hätte für die 
schweizerische Gesamtwirtschaft gravierende negative Folgen. Einem automatischen Informations-
austausch und „fishing expeditions“ darf die Schweiz auch künftig nicht Hand bieten. Pauschalanfragen 
ohne konkrete, erhärtete Verdachtsmomente kommen nicht in Frage. So bleiben auch unter den 
OECD-Standards die Grundfesten des Bankkundengeheimnisses gewahrt. Auf internationaler Ebene 
fordert economiesuisse von den konkurrierenden Finanzplätzen (London, Luxemburg, Hongkong, Sin-
gapur, Bahamas, Guernsey, Jersey, Delaware usw.) ebenfalls die Einhaltung aller einschlägigen Stan-
dards inklusive der Regeln zur Bekämpfung der Geldwäscherei und der „know your customer“-Ver-
pflichtungen. Auch ist in Vereinbarungen mit Drittstaaten der Marktzugang für Finanzdienstleistungen 
ab der Schweiz zu verbessern. Schliesslich ist das Zinsbesteuerungsabkommen mit der EU aufgrund 
der neuen Situation zu hinterfragen. 
 
Steuerstreit Schweiz-EU 
Die Kantone sehen für Holding-, Verwaltungs- und gemischte Gesellschaften spezielle Steuerregimes 
vor. Mehr als 20‘000 Unternehmen sind davon betroffen. Sie generieren rund 40 Prozent der Gewinn-
steuern des Bund und stellen 150‘000 Arbeitsplätze bereit. 
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Die EU fordert von der Schweiz die Abschaffung oder die wesentliche Änderung dieser kantonalen 
Steuerregimes. Eine Verletzung des Freihandelsabkommens von 1972 wird von der Schweiz zu Recht 
bestritten. Die Schweiz ist zudem nicht an die internen Regeln des EU-Binnenmarktes gebunden. Ein 
Dialog auf Expertenebene findet statt. 
Generell muss die Schweiz in eigenem Interesse auch in Zukunft zu den Topstandorten für internatio-
nale Firmen und die Erbringung spezialisierter Dienstleistungen gehören. Ein kompetitives Steuer-
system ist dafür die Voraussetzung. Der internationale Steuerwettbewerb wird heute massgeblich über 
die Gewinnsteuersätze geführt. Die Schweiz wird um eine weitere Absenkung ihrer Steuersätze nicht 
herumkommen. Die Besteuerungsregeln sind so auszugestalten, dass die hier ansässigen Unter-
nehmen Rechtssicherheit und Schutz vor ausländischen Gegenmassnahmen haben. 
Die Schweiz führt den Steuerreformprozess autonom. Massgeblich sind die internationale Dynamik im 
Steuerbereich und die sich daraus ergebenden Herausforderungen. Allfällige Anpassungen  der kanto-
nalen Steuerregimes dürfen die steuerliche Standortattraktivität der Schweiz nicht schmälern. 
 
Klimapolitik 
Die Schweiz ist bezüglich Klimaschutz auf Zielkurs. Kernstück der Klimapolitik sind die freiwilligen 
Massnahmen der Wirtschaft. Allein die Leistungen der Energie-Agentur der Wirtschaft, der Stiftung 
Klimarappen und der Branchenvereinbarung der Zementindustrie ermöglichen das Kyoto-Ziel der 
Schweiz zur Reduktion von 4,1 MillionenTonnen CO2 bis ins Jahr 2012 zu erreichen. Die Wirtschaft 
setzt sich auch für den Zeitraum bis 2020 für einen aktiven Klimaschutz ein. economiesuisse unter-
stützt die Absicht des Bundesrates, in Anlehnung an die EU die Treibhausgase um 20 Prozent zu re-
duzieren. Bedingung ist die Beibehaltung der erfolgreichen Strategie des Vorrangs von freiwilligen In-
vestitionen der Wirtschaft und der Flexibilität für Klimaschutz im In- und Ausland. Die Teilzweckbindung 
der CO2-Abgabe wird jedoch ebenso abgelehnt wie die Ausweitung der Abgabe auf Treibstoffe und 
andere Gase. Hingegen sollen Bund und Kantone mit steuerlichen Anreizen bis 2020 den Anteil emis-
sionsarmer Fahrzeuge auf 10 Prozent des PW-Bestands erhöhen. 
 
Mehr Sicherheit und Reisefreiheit dank biometrischer Pässe 
Weltweit führen Staaten moderne Pässe ein, die zusätzliche biometrische Daten enthalten und ma-
schinenlesbar sind. Das erhöht den Schutz vor Fälschungen und gewährleistet die Reisefreiheit auch in 
Zukunft. Als assoziiertes Mitglied des Schengen-Abkommens ist die Schweiz verpflichtet, ebenfalls 
biometrische Pässe einzuführen. Gegen den Beschluss des Bundesrates und des Parlaments, das 
heutige Ausweisgesetz zu ändern, wurde das Referendum ergriffen. 
economiesuisse unterstützt die Änderung des Ausweisgesetzes: 
― Dank moderner Technik wird die Fälschungssicherheit verbessert. 
― Der Datenschutz ist gewährleistet. Ausländische Behörden und private Organisationen dürfen und 

können nicht auf die gespeicherten Daten zugreifen. 
― Im Rahmen eines befristeten Projekts stellt die Schweiz seit September 2006 bereits elektronische 

Pässe aus. Die Erfahrungen sind durchwegs positiv. 
― Ohne den neuen Pass würden Schweizer bei Reisen ins Ausland künftig strengeren Visa-Bestim-

mungen unterliegen. Auch der Tourismus- und Wirtschaftsstandort Schweiz würde beeinträchtigt, 
wenn ausländische Gäste auf ihrer Europareise zusätzlich zum Schengen- ein separates Visum für 
die Schweiz beantragen müssten. 

Vor diesem Hintergrund hat economiesuisse die Ja-Parole beschlossen. 
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Ursachen der Krise
– Tiefzinspolitik
– Mangelnde Bonitätsüberprüfung der Kundeng p g
– „Chancengleichheit“: Kreditvergabe an Einkommens-

schwache
– Finanzmarktinnovationen (Verbriefung, neue Produkte) 
– Rolle der Rating-Agenturen
– Kurzfristige Anreize
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Weltweite Kreditvergabe
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Durchschnittliche Entwicklung der heimischen 
Kredite (in Prozent des BIP)
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Welthandelsvolumen: Trends
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Leistungsbilanz: Entwicklung 1995-2007
Durchschnittliche jährliche Entwicklung der Leistungsbilanz
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Quelle: OECD
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Bau- und Finanzsektor: Entwicklung 1995-2007
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Quelle: OECD, Wachstum im Verhältnis zum BIP
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Durchschnittliches jährliches Wachstum der Baubranche

D W

Wachstumsbremser = Rezessionstreiber
– Redimensionierung der Finanzbranche weltweit
– Redimensionierung der Baubranche in verschiedeneng

Ländern

– Konsumrückgang in 'Konsumländer‚
– Exportrückgang in 'Exportländer'
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V oder L?
USA bleibt Wachstumslokomotive (und Wachstumsbremser)
Keine Entkoppelung der Wirtschaften in Asienpp g

Für V spricht: 
– Tiefe Zinsen, hohe Liquidität
– Konjunkturprogramme
– Tiefe Lagebestände

© economiesuisse  05.04.2009 Seite  11

Ein rascher Rebound in diesem Jahr würde aber die 
Ungleichgewichte nicht beseitigen und die notwendige 
Strukturanpassung auf morgen vertagen. 

Gefahr eines neuerlichen und vielleicht stärkeren Abschwungs

L?
– Systemische Bankenkrisen belasten Realwirtschaft über

mehrere Jahre
– Kreditvergabe wird eingeschränkt
– Strukturanpassungen brauchen Zeit
– USA ist die wohl anpassungsfähigste Volkswirtschaft der 

Welt
– Statt V oder L: U

© economiesuisse  05.04.2009 Seite  12
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L à la Suisse ou Japon?

130

140

80

90

100

110

120

R
ea

le
s 

B
IP

: 1
99

0=
10

0

Japan
Schweiz

© economiesuisse  05.04.2009 Seite  13
Quelle: IMF
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Mittelfristige Aussichten Schweiz?
Strukturanpassung Finanzindustrie
Rückgang der Exportindustrie: Kein rascher g g p

Wiederaufschwung der Exporte auf Vorkrisenniveau
Belastung des Konsums 
Belastung der Bauinvestitionen
Deutlicher Anstieg der Arbeitslosigkeit
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Tiefe Wachstumsraten während mehr als zwei Jahren
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Fokus Wachstum – Vertrauen 
zurückgewinnen

Gerold Bührer, Präsident economiesuisse
6. April 2009

Neuerungen in der Geschäftsleitung

Regina Ammann

Jan Atteslander

François Baur

© economiesuisse  05.04.2009 Seite  16

ç

Christoph Schaltegger
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Ausgangslage
– Positive Abstimmungsresultate
– Wirtschaftsstandort mit gutem Fundamentg

Bisherige Wachstumstreiber drehten ins Negative
– das weltwirtschaftliche Wachstum und die Globalisierung
– die Wechselkurslage
– die Finanzbranche

© economiesuisse  05.04.2009 Seite  17

– die Investitionsgüterindustrie

Herausforderungen Wachstumspolitik
1. Aussenwirtschaftspolitik

Weiterführung bilateraler Weg EU 
Weitere FreihandelsabkommenWeitere Freihandelsabkommen
Gegengewicht zu protektionistischen Tendenzen (WTO)

2. Bildungs- und Forschungspolitik
ETH und Fachhochschulen stärken
Einführung revidiertes Forschungsgesetz
Fokus auf Naturwissenschaften und Technik

© economiesuisse  05.04.2009 Seite  18

3. Energiepolitik
Kompetitive und umweltfreundliche Energieversorgung sichern
Zeitgerechter Ersatz Kernkraftwerke
Hohen Autonomiegrad bei Stromversorgung anstreben
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Herausforderungen Wachstumspolitik II
4. Wettbewerbspolitik

Weitere Marköffnungen
Cassis de Dijon ohne zusätzliche AusnahmenCassis-de-Dijon ohne zusätzliche Ausnahmen 

5. Steuerpolitik
Steuerwettbewerb steht nicht zur Disposition 

6. Standortpolitik
Zentrale Forderungen bei Verhandlungen zu 

© economiesuisse  05.04.2009 Seite  19

g g
Doppelbesteuerungsabkommen 

7. Aussenpolitik
Wahrung nationaler Wirtschaftsinteressen 

Erfolgsfaktoren nachhaltiger Wachstumspolitik
Vertrauen als zentraler Faktor:  
– wirksame Corporate Governancep
– Verankerung gemeinsamer ethischer Werte

– Vertrauen
– Verlässlichkeit
– Berechenbarkeit

© economiesuisse  05.04.2009 Seite  20

Erfolgreiche Wachstumspolitik braucht Vertrauen in 
unsere Institutionen
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Konjunkturprogramme sind 
keine Patentrezepte

Pascal Gentinetta, Vorsitzender der Geschäftsleitung economiesuisse
6. April 2009

Konjunkturprogramme:
Zusammenfassung Haltung economiesuisse
– Vorrang langfristig orientierter Wirtschaftspolitik
– Konjunkturpolitik nur subsidiär, daj p

– Schlechte Wirkung solcher Programme
– Kurzfristige Symptombekämpfung bewirkt langfristigen Schuldenanstieg

– Effizienteste Massnahmen: 
– Geldpolitik, automatische Stabilisatoren, Verzicht auf Steuererhöhungen

– Wenn darüber hinaus: Prinzip „Schadenbegrenzung“
ZZZ: Zeitgerecht Zielorientiert Zeitlich befristet

© economiesuisse  05.04.2009 Seite  22

– ZZZ: Zeitgerecht, Zielorientiert, Zeitlich befristet

– Stufenweise Vorgehen BR zu begrüssen
– Pakete 1 und 2 noch innerhalb der Schuldenbremse
– Falls Paket 3 unabwendbar: keine Aushebelung der Schuldenbremse, 

Unterstellung der Ergänzungsregel
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Umfang Konjunkturpakete: Hinkender 
Vergleich!

Staaten Bankenrettung Konjunkturstützung

in Mrd. Fr. in % BIP in Mrd. Fr. in % BIP

0 0.0% 690 26.0%

3759 31.5% 909 7.6%

399 10.0% 218 5.5%

720 27.3% 123 4.7%

540 26.5% 79 3.9%

© economiesuisse  05.04.2009 Seite  23

636 29.0% 36 1.6%

90 5.4% 10 0.6%

46 13.0% 1 0.3%

743 374.3% 0 0.0%

Beispiele Ursachen und Wirkung

Staaten Ursache der Krise Unmittelbare WirkungStaaten Ursache der Krise Unmittelbare Wirkung

Immobilienblase,
Bankenkrise

Kreditverknappung,
sinkender Konsum 

Exportorientierung Rückgängiger Export
und Investitionen

© economiesuisse  05.04.2009 Seite  24
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Mitnahmeeffekte und Crowding Out
Staat Beispiele 

Mitnahmeeffekte
Beispiele Crowding-
out

Strukturerhaltung

Programme für g
Energieeffizienz; 
Förderung Wissenschaft 
u. Technologie

Modernisierung 
Breitbandnetz

Unterstützung
Automobilindustrie

Energetische
Gebäudesanierung;
Höhere Absetzbarkeit von 
Handwerkerleistungen

Kommunales, 
umfassendes 
Investitionsprogramm

Unterstützung der 
Landwirtschaft im 
Rahmen der 
Länderprogramme

Finanzhilfe für die 
Baubranche und 

Staatseigener 
Energiekonzern EDF Schuldentilgung für

© economiesuisse  05.04.2009 Seite  25

Hafeninfrastruktur; 
Finanzhilfen im Rahmen 
der Regionalpolitik

SUEZ investiert 200 
Mio. Euro ins 
Gasverteilnetz

Schuldentilgung für 
Rüstungsindustrie

Entlastung bei 
Energiekosten für KMU

Hilfen für 
Landwirtschaft und 
Fischerei 

Protektionismus und der G20:
„do as I say, not as I do“
Ausschnitt Financial Times 1. April 2008

© economiesuisse  05.04.2009 Seite  26
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Fragen
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Exporte nach Branchen, Vergleich 
gegenüber Vorjahr
Nominale Veränderungen in Prozent

Quelle: Eidgenössische Zollverwaltung 2009
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Innovationsindex 2007

Der auf 25 Indikatoren beruhende Index misst die 
Innovationsleistung eines Landes. Je höher der 
Indexstand, desto grösser die Innovationsleistung.

Quelle: ILO 2007
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